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Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Senatspräsidenten Hon.-Prof. Dr. Kuras als Vorsitzenden und die Hofräte

Dr. Schramm, Dr. Gitschthaler, Univ.-Prof. Dr. Kodek und Dr. Nowotny als weitere Richter in der Rechtssache der

gefährdeten Partei DI Mag. M* B. V*, vertreten durch Mag. Helmut Kröp8, Rechtsanwalt in Jennersdorf, gegen die

Gegnerin der gefährdeten Partei A* GmbH, *, vertreten durch Mag. Petra Cernochova, Rechtsanwältin in Wien, wegen

Erlassung einer einstweiligen Verfügung (Streitwert 2.000 EUR), über den außerordentlichen Revisionsrekurs der

Gegnerin der gefährdeten Partei gegen den Beschluss des Landesgerichts Krems an der Donau als Rekursgericht vom

20. April 2017, GZ 1 R 47/17t-18, in nichtöffentlicher Sitzung, den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Der außerordentliche Revisionsrekurs wird gemäß § 402 Abs 4 EO iVm § 526 Abs 2 Satz 1 ZPO mangels der

Voraussetzungen des § 528 Abs 1 ZPO zurückgewiesen (§ 528a iVm § 510 Abs 3 ZPO).Der außerordentliche

Revisionsrekurs wird gemäß Paragraph 402, Absatz 4, EO in Verbindung mit Paragraph 526, Absatz 2, Satz 1 ZPO

mangels der Voraussetzungen des Paragraph 528, Absatz eins, ZPO zurückgewiesen (Paragraph 528 a, in Verbindung

mit Paragraph 510, Absatz 3, ZPO).

Text

B e g r ü n d u n g :

Der Antragsteller ist Immobilienmakler der I* GmbH. Dieser Gesellschaft erteilten die A* GmbH und die

Antragsgegnerin einen Alleinvermittlungsauftrag zum Verkauf bzw Vermietung des G*.

Die Antragsgegnerin schickte an die I* GmbH ein Schreiben (datiert mit 1. 9. 2016), in welchem unter anderem davon

die Rede war, dass der Antragsteller „bewusst gegen die Interessen und zum Schaden“ der genannten Gesellschaft

handle. Dieser habe seit Unterfertigung des Alleinvermittlungsauftrags durch den ehemaligen Prokuristen der

Antragsgegnerin, der vom Antragsteller in die Irre geführt worden sei, sukzessive gegen die Interessen und zum

Schaden der I* GmbH gehandelt. Das Verhalten des Antragstellers mache jegliche Fortsetzung einer Vertragsbeziehung

unzumutbar. Mittlerweile lägen mehrere Dokumente vor, die die Behauptung, dass der Antragsteller gegen die

Interessen und zum Schaden der I* GmbH gehandelt habe, bestätigen würden.

D a s Erstgericht erließ die beantragte einstweilige Verfügung, mit welcher der Antragsgegnerin untersagt wurde,

sinngemäß oder wörtlich zu behaupten, der Antragsteller habe durch Täuschung des Prokuristen der A* GmbH die

Unterschrift unter dem Alleinvermittlungsauftrag in sittenwidriger Weise erschlichen sowie der Antragsteller habe seit
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Abschluss des Alleinvermittlungsauftrags sukzessive und bewusst gegen die Interessen und zum Schaden der A*

GmbH gehandelt.

Das Rekursgericht bestätigte diese Entscheidung mit eingehender Begründung.

Rechtliche Beurteilung

Der Revisionsrekurs zeigt keine erhebliche Rechtsfrage auf.

1.1. Schwerpunkt der Argumentation des Revisionsrekurses ist der Einwand, die Rechtsprechung zur Rechtfertigung

auch unrichtiger Behauptungen im Zuge eines Gerichtsverfahrens müsse auf außergerichtliche Auseinandersetzungen

übertragen werden.

1 . 2 . Dieses Argument hat schon das Rekursgericht mit eingehender Begründung verworfen. Nach ständiger

Rechtsprechung sind in die Ehre oder den wirtschaftlichen Ruf des Prozessgegners eingreifende Parteibehauptungen,

Aussagen oder Anzeigen gegenüber anderen Prozesshandlungen, durch die andere Rechtsgüter geschädigt werden,

noch weitergehend privilegiert. Sie sind nur rechtswidrig, wenn sie vorsätzlich wider besseres Wissen erhoben werden.

Die Beweislast dafür, dass eine bestimmte Prozessbehauptung in Kenntnis ihrer Unwahrheit und sohin wissentlich

falsch erhoben wurde, triMt denjenigen, der in einem nachfolgenden Verfahren als Kläger Ansprüche nach § 1330

ABGB geltend macht (vgl RIS-Justiz RS0022784, RS0105665, RS0114015; 6 Ob 46/08w; 6 Ob 40/09i ua). Hinter dieser

Rechtsprechung steht die Überlegung, dass das Recht, bei Meinungsverschiedenheiten die Hilfe der Gerichte in

Anspruch zu nehmen, nicht mit einer Verantwortlichkeit nach § 1330 ABGB belastet werden dürfe, sofern kein

Rechtsmissbrauch vorliege (RIS-Justiz RS0022784 [T1, T8], RS0105665, RS0114015 [T1]).1.2. Dieses Argument hat schon

das Rekursgericht mit eingehender Begründung verworfen. Nach ständiger Rechtsprechung sind in die Ehre oder den

wirtschaftlichen Ruf des Prozessgegners eingreifende Parteibehauptungen, Aussagen oder Anzeigen gegenüber

anderen Prozesshandlungen, durch die andere Rechtsgüter geschädigt werden, noch weitergehend privilegiert. Sie

sind nur rechtswidrig, wenn sie vorsätzlich wider besseres Wissen erhoben werden. Die Beweislast dafür, dass eine

bestimmte Prozessbehauptung in Kenntnis ihrer Unwahrheit und sohin wissentlich falsch erhoben wurde, triMt

denjenigen, der in einem nachfolgenden Verfahren als Kläger Ansprüche nach Paragraph 1330, ABGB geltend macht

vergleiche RIS-Justiz RS0022784, RS0105665, RS0114015; 6 Ob 46/08w; 6 Ob 40/09i ua). Hinter dieser Rechtsprechung

steht die Überlegung, dass das Recht, bei Meinungsverschiedenheiten die Hilfe der Gerichte in Anspruch zu nehmen,

nicht mit einer Verantwortlichkeit nach Paragraph 1330, ABGB belastet werden dürfe, sofern kein Rechtsmissbrauch

vorliege (RIS-Justiz RS0022784 [T1, T8], RS0105665, RS0114015 [T1]).

1 . 3 . Diese Überlegung lässt sich aber nicht auf außergerichtliche Auseinandersetzungen übertragen. Die

Antragsgegnerin hat die inkriminierten Behauptungen nicht in einem rechtsförmigen Verfahren, in dessen Zuge auch

deren Richtigkeit geklärt werden hätte können, erhoben, sondern als außergerichtliche Reaktion auf eine

Honorarforderung ihrer Vertragspartnerin. In diesem Zusammenhang sind die Vorwürfe gegen den Antragsteller aber

– wie die Vorinstanzen zutreMend erkannten – nicht privilegiert, sondern die Antragsgegnerin haftet bereits bei

Erkennbarkeit der Unrichtigkeit ihrer Behauptungen (RIS-Justiz RS0031798 [T13]; RS0031666).

2. Nach ständiger Rechtsprechung wird eine Tatsachenmitteilung auch dann öMentlich verbreitet, wenn sie nur einer

einzigen Person zugeht, aber keine Gewähr dafür besteht, dass der Empfänger die Mitteilung vertraulich behandeln

werde (RIS-Justiz RS0032413). Letztere Voraussetzung ist hier nicht erfüllt.

3 . Die Auslegung einer Äußerung bildet regelmäßig keine erhebliche Rechtsfrage (vgl RIS-Justiz RS0031883 [T28]).

Gleiches gilt für die Wertung des fehlenden Bestreitens als schlüssiges Tatsachengeständnis im Sinne des § 267 ZPO

(vgl RIS-Justiz RS0039927 [T9, T10 T11]).3. Die Auslegung einer Äußerung bildet regelmäßig keine erhebliche

Rechtsfrage vergleiche RIS-Justiz RS0031883 [T28]). Gleiches gilt für die Wertung des fehlenden Bestreitens als

schlüssiges Tatsachengeständnis im Sinne des Paragraph 267, ZPO vergleiche RIS-Justiz RS0039927 [T9, T10 T11]).

4 . Damit bringt der Revisionsrekurs aber keine Rechtsfragen der in § 528 Abs 1 ZPO geforderten Bedeutung zur

Darstellung, sodass er spruchgemäß zurückzuweisen war.4. Damit bringt der Revisionsrekurs aber keine Rechtsfragen

der in Paragraph 528, Absatz eins, ZPO geforderten Bedeutung zur Darstellung, sodass er spruchgemäß

zurückzuweisen war.

Schlagworte

1 Generalabonnement

https://www.jusline.at/gesetz/abgb/paragraf/1330
https://www.jusline.at/entscheidung/397031
https://www.jusline.at/entscheidung/388909
https://www.jusline.at/entscheidung/380462
https://www.jusline.at/entscheidung/276833
https://www.jusline.at/entscheidung/532965
https://www.jusline.at/gesetz/abgb/paragraf/1330
https://www.jusline.at/entscheidung/397031
https://www.jusline.at/entscheidung/388909
https://www.jusline.at/entscheidung/380462
https://www.jusline.at/entscheidung/397031
https://www.jusline.at/entscheidung/388909
https://www.jusline.at/entscheidung/380462
https://www.jusline.at/entscheidung/276833
https://www.jusline.at/entscheidung/532965
https://www.jusline.at/entscheidung/397031
https://www.jusline.at/entscheidung/388909
https://www.jusline.at/entscheidung/380462
https://www.jusline.at/entscheidung/405969
https://www.jusline.at/entscheidung/440486
https://www.jusline.at/entscheidung/414188
https://www.jusline.at/entscheidung/400171
https://www.jusline.at/gesetz/zpo/paragraf/267
https://www.jusline.at/entscheidung/426955
https://www.jusline.at/entscheidung/400171
https://www.jusline.at/entscheidung/426955
https://www.jusline.at/gesetz/zpo/paragraf/528


Textnummer

E118989

European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:OGH0002:2017:E118989

Im RIS seit

17.08.2017

Zuletzt aktualisiert am

18.01.2023

Quelle: Oberster Gerichtshof (und OLG, LG, BG) OGH, http://www.ogh.gv.at

 2026 JUSLINE

JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at

http://www.ogh.gv.at
file:///

	TE OGH 2017/7/7 6Ob105/17k
	JUSLINE Entscheidung


